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Α. Einleitung 

Als Johannes Gutenberg  die Heilige Schrift erstmals mit gegossenen, be-
weglichen Lettern druckte, bescherte er uns mit dem Fortschritt auch einen 
frühen Markstein für eine der neuzeitlichen Zumutungen: Neue Kommunika-
tionsmittel fordern die öffentliche  Verantwortung heraus. Diese Erfahrung hat 
sich seitdem noch einige Male wiederholt, und so ist sie auch für den jüngsten 
Sprung in der Entwicklung der Kommunikationsmittel, für den das Schlagwort 
„Internet" steht, nichts prinzipiell Neues. 

I. Die Entwicklung des Internets in groben Zügen 

Das Internet ist ein weltumspannendes Geflecht selbständiger Computernet-
ze, die infolge einer elementaren technischen Konvention untereinander kom-
munizieren können. Seine Wurzeln liegen in einem Forschungsprojekt namens 
„Arpanet", in dem die dem US-Verteidigungsministerium unterstellte Advanced 
Research Projects Agency (ARPA) 1969 zunächst vier Computer in verschie-
denen US-amerikanischen Universitäten zu einem Computernetz Zusammen-
schloß.1 Daß das Ziel dieses Projekts eine militärische Kommunikationsstruktur 
gewesen sein soll, bei der ein kriegsbedingter Ausfall von Teilen des Netzes die 
Kommunikation der verbleibenden Teile nicht berührt hätte, scheint eine Le-
gende zu sein2, illustriert aber eine hervorstechende Eigenschaft der im Arpanet 
entwickelten Verfahren der Computerkommunikation, nämlich ihre Robustheit 
gegenüber Störungen oder Eingriffen.  - Das Arpanet wurde rasch um Verbin-
dungen mit weiteren Universitäten und Forschungseinrichtungen erweitert. 
1983 wurde das Arpanet auf diejenigen technischen Konventionen umgestellt, 
die fiir die weitere Entwicklung entscheidend werden sollten. Mit dieser Um-
stellung war für das Arpanet und die mit ihm verbundenen Computernetze, die 
nach diesen Konventionen miteinander kommunizierten, die Bezeichnung 
,»Internet" etabliert. - Vor allem die Nutzung durch die amerikanischen Univer-
sitäten sorgte für den raschen weiteren Ausbau der Vernetzung. Während 

1 Diese und die folgenden Angaben in diesem Absatz stammen aus Leiner [u. a.7, A 
Brief History of the Internet [el. pub.]; Zakon , Hobbes' Internet Timeline [el. pub.]; 
siehe ferner  Griese /P. Sieber,  Internet als erste Ausbaustufe des Information Highway, 
in: Hilty (Hg.), Information Highway, S. 43-52, 60-63; Tanenbaum,  Computer Net-
works3, p. 47-54. 

2 Leiner [u.  a./, A Brief History of the Internet [el. pub.], Fn. 5. 

3 Gennann 
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1989/90 das Projekt Arpanet aufgelöst wurde, wuchs das Internet zu einem 
grundsätzlich jedem Erdbewohner zugänglichen Kommunikationsmittel weiter. 
In Europa koordinierten ab 1986 die Réseaux Associés pour la Recherche Eu-
ropéenne (RARE) einen europäischen Forschungsnetzverbund, der mit der 
Gründung der Réseaux IP Européens (RIPE) 1989 dem Internet-Standard folg-
te. Die bis dahin beherrschenden Anwendungen der Internet-Kommunikation 
waren der Austausch von Textnachrichten per „elektronischer Post" und das 
Angebot von Computerdateien zum Abruf per Dateienfernkopie. 

1989 stellte ein Mitarbeiter des europäischen Kernforschungszentrum  CERN 
in Genf ein Konzept zur Verknüpfung von Informationen vor, das den Keim zur 
weltweiten Verknüpfung von Internet-Angeboten legte. 1993 begann die ko-
stenlose Verbreitung eines von einem Studenten in den USA entwickelten 
Computerprogramms, mit dem man erstmals ohne besondere technische Kennt-
nisse durch die untereinander verknüpften Internet-Angebote blättern konnte. 
Diese beiden entscheidenden Erleichterungen bei der Nutzung des Internets 
brachen dem Internet binnen weniger Monate zunächst als Massenspielzeug, 
dann bald als Medium für wirtschaftliche Nutzungen verschiedenster Art die 
Bahn.3 Für Anfang 1999 schätzte man die Zahl der im Internet angeschlossenen 
Computer weltweit auf über 43 Millionen4. 

Neben dem Internet gibt es noch andere, auch weltumspannende Computer-
netze. Für die zugrundeliegende Entwicklung der Kommunikationsmittel hat 
das Internet nur exemplarischen Charakter - dies freilich dergestalt, daß es in 
hervorragender Weise alle durch diese Entwicklung aufgeworfenen  Fragen auf 
sich zieht. 

Π . Die staatlichen Aufgaben im Bereich 
der Internet-Kommunikation 

Dies sind für die öffentliche  Verantwortung heute andere Fragen als zur Zeit 
der Erfindung des Buchdrucks. Die öffentliche  Verantwortung war damals noch 
in der kirchlichen und weltlichen Obrigkeit verkörpert, heute ist sie es - man-
cher mag etwas voreilig auch hier schon sagen: noch - im Staat. Die Sorge, mit 

3 Eine Chronologie dieses Durchbruchs ist abrufbar  unter <URL: http://www.w3  
.org/History.html>. - Zu einigen Momentaufnahmen des dadurch ausgelösten Internet-
Booms siehe den Artikel „Klick in die Zukunft", DER SPIEGEL 1996/11, S. 66-99. 

4 Zakon,  Hobbes' Internet Timeline [el. pub.]. Das Wachstum des Internets wird an fol-
genden dort ebenfalls angegebenen früheren  Stichzahlen deutlich: 1969 - 4 angeschlosse-
ne Computer; 1983 - 562; Anfang 1993 - etwa 1,3 Mülionen; Anfang 1996 - etwa 14 
Millionen. Weiterführende  Angaben enthält der in der OECD erarbeitete Bericht über 
,»Internet Infrastructure Indicators", DSTI/ICCP/TISP(98)7/FINAL, September 1998, 
abrufbar  unter <URL: http://www.oecd.org/dsti/sti/it/cm/prod/tisp98-7e.htm>. 

http://www.w3
http://www.oecd.org/dsti/sti/it/cm/prod/tisp98-7e.htm
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welcher die alte Zensur dem Buchdruck begegnete, nämlich die Sorge um die 
Autorität der kirchlichen Lehre und ihrer Organe, um den der Obrigkeit ge-
schuldeten untertänigen Gehorsam und um die öffentliche  „gute" Moral, diese 
Sorge ist der demokratische Verfassungsstaat des ausgehenden 20. Jahrhunderts 
längst losgeworden.5 Auch von den modernen Sorgen, die das Internet hervor-
ruft, kümmert den Staat nur ein Ausschnitt. Insbesondere ist es keine Frage der 
staatlichen Verantwortung, ob das Internet die gesellschaftliche Kommunika-
tionskultur zu den neuen Ufern eines „herrschaftsfreien  Diskurses im globalen 
Dorf4 führt oder im Gegenteil in der „Wüste Internet" verlorengehen läßt.6 Der 
Staat betrachtet das Internet schlicht als Betätigungsfeld gesellschaftlicher Frei-
heit und beschränkt sich darauf, die Rahmenbedingungen für deren Entfaltung 
zu ordnen. 

Dazu gehört es unter anderem, daß der Staat die Grenzen der Freiheit beim 
Gebrauch des Internets als Kommunikationsmittel durchzusetzen versucht: 
Wenn Kommunikation im Internet ein Schutzgut der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung zu beeinträchtigen droht, sollte der Staat sie in Erfüllung seiner 
Gefahrenabwehraufgabe  verhindern; wenn sie den Tatbestand einer rechtswid-
rigen Tat verwirklicht, hat der Staat den Täter zur Durchsetzung seines Straf-
anspruchs zu überführen.  Zum Gegenstand des Gefahrenabwehr-  oder Straf-
verfolgungsinteresses wird die Internet-Kommunikation außerdem dann, wenn 
sie Aufschluß über anderweitige Gefahren für die öffentliche  Sicherheit oder 
Ordnung und über anderweitige rechtswidrige Taten gibt. Die vorliegende Ar-
beit will untersuchen, wie der Staat seinen Aufgaben zur Gefahrenabwehr und 
zur Strafverfolgung  im Bereich der Internet-Kommunikation nachkommen 
kann. 

5 In den modernen Diktaturen wurde und wird sie freilich - mutatis mutandis - wei-
tergepflegt.  Gerade gegenüber dem Vorwurf  aus Kreisen der Internet-Begeisterten, die 
jegliche  rechtliche Grenze für Äußerungen im Internet als „Zensur" brandmarken wol-
len, muß die Erinnerung an das Gesicht der modernen Zensur die Maßstäbe zurechtrük-
ken. Um sich hiervon einen Begriff  zu machen, ist beispielsweise ein Blick in die Praxis 
der DDR lehrreich, wie sie sich für einen Ausschnitt bei Siegfried  Bräuer  /  Clemens 
Vollnhals  (Hg.): „In der DDR gibt es keine Zensur", Leipzig 1995, dokumentiert fin-
det. - Instruktiv zur Abgrenzung eines sinnvollen Wortgebrauchs gegen einen unter-
scheidungslosen „feuilletonistischen" Zensurbegriff  Fiedler,  Die formale Seite der 
Äußerungsfreiheit,  S. 30 f. 

6 Einen guten Überblick über einige gesellschaftspolitische Diskussionsbeiträge mit 
Nachweisen bietet Foitzik,  Deutschland digital? Chancen und Risiken der „Informa-
tionsgesellschaft", HK 1998, S. 298-302. Siehe ferner  Lern,  Zu Tode informiert.  Risiken 
und Nebenwirkungen der globalen Vernetzung, DER SPIEGEL 1996/11, S. 108 f.; 
Schwenzer,  Unbegrenzte Möglichkeiten? Das Internet als Chance und Herausforderung, 
HK 1996, S. 519-524. Bereits jenseits der Gesellschaftspolitik liegen die „philoso-
phischen Erwägungen" von K.  Müller,  Verdoppelte Realität - virtuelle Wahrheit, Die 
politische Meinung, Heft 344 (Juli 1998), S. 59-70. 
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